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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit Beschluss vom 9. Dezember 2011 hat sich die Ständige Konferenz der Innenmi-

nister und -senatoren der Länder im Interesse einer Fortentwicklung und Verbesse-

rung des Flüchtlingsschutzes für eine permanente Beteiligung der Bundesrepublik 

Deutschland an der Aufnahme und Neuansiedlung besonders schutzbedürftiger 

Flüchtlinge aus Drittstaaten in Zusammenarbeit mit dem UNHCR (Resettlement) aus-

gesprochen. Seit 2016 beteiligt sich Deutschland am EU-Resettlement-Programm. 

Für 2024 und 2025 hat die EU-Kommission erstmals ein zweijähriges Aufnahmepro-

gramm vorgesehen.  

 

Daher hat Deutschland der Europäischen Kommission seine weitere Unterstützung 

zugesichert und zugesagt, insgesamt 13.100 Plätze für Resettlement und humanitäre 

Aufnahmen für die Jahre 2024 und 2025 (davon 6.540 für 2024 und 6.560 für 2025) 

zur Verfügung zu stellen. Dies erfolgt auch vor dem Hintergrund der Vereinbarung im 

Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode, wonach die Bundesregierung die geord-

neten Verfahren des Resettlements anhand der vom UNHCR gemeldeten Bedarfe 

verstärken will. 

 

Im Resettlementverfahren 2024/2025 wird Deutschland zudem wieder eine staaten-

ungebundene Quote, eine so genannte Unallocated Quota umsetzen. In diesem Ver-

fahren werden bis zu 50 Plätze pro Jahr für das Resettlement von Eil- bzw. Notfällen 

sowie weiteren akuten Einzelfällen vorrangig mit Bindungen nach Deutschland für die 

Meldung durch UNHCR zur Verfügung gestellt. Die Aufnahme kann somit auch aus 

Staaten erfolgen, zu denen zuvor keine Festlegung als Erstaufnahmestaat i.S. dieser 

Anordnung erfolgt ist. 

 

Das BMI hat eine entsprechende Aufnahmeanordnung erlassen, die – mit ergänzen-

den Hinweisen des Ministeriums der Justiz und für Migration und des Ministeriums für 

Soziales, Gesundheit und Integration sowie dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 

und Tourismus – als Anlage übersandt werden.  
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Wir bitten ferner um Weiterleitung an die unteren Ausländerbehörden und Aufnahme-

behörden Ihres Regierungsbezirks. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Anke Graf 

Ministerialrätin 

 

 

 


